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Hindi statt Englisch
Der indische Premierminister propagiert eine alleinige Nationalsprache – das kommt nicht überall im Land gut an

ULRICH VON SCHWERIN

Narendra Modi ist ein begabter Redner
und gewiefter Kommunikator. Auf der
Bühne versteht es der indische Premier-
minister, sein Publikum in den Bann zu
ziehen. Modi ist sich bei Auftritten der
Wirkung seiner Worte sicher – so si-
cher, dass er kürzlich im Wahlkampf in
Karnataka auf einen lokalen Überset-
zer verzichtete. «Sprache war nie eine
Barriere zwischen uns, weil wir im Her-
zen verbunden sind», sagteModi bei der
Kundgebung in Südindien. «Ich weiss,
dass ihr so viel Liebe für mich habt,
dass ihr keine Worte braucht, um mich
zu verstehen.»

Allerdings dürfte ein Grossteil des
Publikums Modi tatsächlich nicht ver-
standen haben. Denn der indische Pre-
mierminister sprach in Hindi, in Karna-
taka jedoch spricht man Kannada. Wie
in anderen Teilstaaten Südindiens be-
herrscht dort nur eineMinderheit Hindi.
Zwar ist Hindi seit der Unabhängigkeit
1947 neben Englisch die Amtssprache
Indiens. Doch gibt es Hunderte weitere
Sprachen. Ausserhalb des sogenannten
Hindi-Gürtels im Norden spielt Hindi
nur eine Nebenrolle.

Die Hindu-Nationalisten wollen
dies ändern. Unter dem Slogan «Hindi,
Hindu, Hindutva» propagieren sie seit
Jahrzehnten Hindi als Nationalsprache
Indiens. Aus Sicht ihrer Gegner wollen
sie aus dem Vielvölkerstaat mit seiner
Vielzahl an Sprach- und Religionsgrup-
pen eine Nation mit einer Sprache, einer
Religion und einer Ideologie machen –
dem Hindu-Nationalismus (Hindutva).
Bei den anderen Sprachgruppen stösst
diese Politik aufWiderstand.

Ein Angriff auf die Diversität?

Bei den Parlamentswahlen, die Mitte
April begonnen haben und noch bis
Anfang Juni dauern, nutzte der indische
Oppositionsführer Rahul Gandhi das
Thema für einen Angriff auf die Regie-
rung. Modis Bharatiya Janata Party
(BJP) verfolge eine Politik von «eine
Nation, eine Sprache» und wolle Hindi
als alleinige Landessprache durchsetzen,
kritisierte der Spitzenkandidat der Kon-
gresspartei Ende April im südindischen
Tamil Nadu, wo die Vorbehalte gegen
Hindi besonders gross sind. Die Kon-
gresspartei dagegen respektiere die
sprachliche Vielfalt Indiens.

Für Modis Partei ist der Vorwurf
heikel. Sie hat es bei Wahlen ohnehin
schwer, im Süden zu punkten. BJP-Ver-
treter wiesen den Vorwurf denn auch
zurück und warfen Gandhi Lügen vor.
Tatsächlich ist die Politik der BJP nicht
ganz so klar, wie Gandhi behauptet.
BJP-Hardliner wie Innenminister Amit
Shah forderten zwar schon wiederholt
die Annahme von Hindi als indischer
Nationalsprache. Bei Auftritten in Süd-
indien betont Modi aber stets seinen
Respekt für die Sprachen der Region.

«Für die BJP ist Hindi eng verbun-
den mit der Hindu-Identität», sagt der
indische Politologe Amit Ranjan vom
Institute of South Asian Studies in Sin-
gapur. Die Propagierung von Hindi als
Nationalsprache werde sie daher nie-
mals aufgeben. Angesichts des verbrei-
teten Widerstands gegen Hindi betone
die BJP aber, dass es ihr nicht darum
gehe, die Regionalsprachen zu ersetzen.
Ihre Politik richte sich vor allem gegen
Englisch, das ihr als Sprache der frühe-
ren Kolonialmacht verhasst sei.

Auch 77 Jahre nach dem Abzug der
Briten spielt Englisch eine zentrale
Rolle in Indien. Da es neben Hindi of-
fizielle Amtssprache ist, werden alle
Dokumente der Zentralregierung auf
Englisch veröffentlicht, zudem ist es
neben Hindi eine der zwei Sprachen
im Unterhaus in Delhi. Die wichtigsten
Zeitungen und Fernsehsender sind auf
Englisch ebenso wie die Studiengänge
an den besten Universitäten. Gerade in
der international vernetzten Wirtschaft
und Wissenschaft ist Englisch kaum
mehr wegzudenken.

Allerdings gaben im letzten Zen-
sus 2011 lediglich 260 000 Inder Eng-

lisch als Muttersprache an, nur 10 Pro-
zent beherrschen es als Zweitsprache.
Hindi nannten dagegen 44 Prozent als
Muttersprache. Es ist damit die am wei-
testen verbreitete Sprache Indiens. Laut
Ranjan wurden allerdings auch viele
Dialekte zu Hindi gezählt, die ebenso
gut als eigene Sprache gelten könnten.
Ohne diese Dialekte liege derAnteil der
Hindi sprechenden Personen in Indien
bei rund 25 Prozent.

Hindi ist in acht nordindischen Teil-
staaten die dominierende Sprache, dar-
unter Delhi, Bihar, Rajasthan und Uttar
Pradesh – mit über 240 Millionen Ein-
wohnern Indiens grössterTeilstaat.Aus-
serhalb dieses Hindi-Gürtels liegt der
Anteil der Hindi sprechenden Bevölke-
rung bei nur 15 Prozent. Insgesamt wer-
den in Indien Hunderte Sprachen und
Dialekte gesprochen, die verschiedenen
Sprachfamilien angehören und in einer
Vielzahl von Schriftarten geschrieben
werden. Nach Hindi sind die wichtigs-
ten Sprachen Bengali, Marathi, Telugu
und Tamil.

Heute haben neben Hindi 21 Regio-
nalsprachen einen offiziellen Status.
Diese Sprachen sind in den Teilstaaten,
wo sie mehrheitlich gesprochen wer-
den, neben Englisch undHindi als dritte
Amtssprache anerkannt. Auch sind sie
im Oberhaus, der Vertretung der Teil-
staaten, zugelassen.

Streit schon im 19. Jahrhundert

Der Streit um die Stellung von Hindi
reicht weit zurück. Schon in den 1860er
Jahren entwickelte sich in den briti-
schen Kolonien in Nordindien eine
Debatte darüber, ob Hindi oder Urdu
die Amts- und Landessprache sein
sollte. Hindi und Urdu sind eng ver-
wandt, da beide aus einem Dialekt in
der Region von Delhi entstanden sind.
Urdu ist aber stark beeinflusst von Per-
sisch und wird in einer Variante der
arabisch-persischen Schrift geschrie-
ben, Hindi dagegen in der Devanagiri-
Schrift.Auch enthält Hindi viele Lehn-
wörter aus dem Sanskrit.

Für die Verfechter von Hindi war
sie die Sprache der Hindus, Urdu da-
gegen die Sprache der muslimischen
Herrscher, welche die Hindus und ihre
Kultur über Jahrhunderte unterdrückt
hätten. Urdu galt den Hindi-Verfech-
tern wegen der erotischen Dichtkunst
als moralisch zweifelhaft und wegen
der Nähe zu Arabisch und Persisch als
fremd.Hindi wurde dagegen in dieTradi-
tion von Sanskrit gestellt und als die ur-
sprüngliche Sprache Indiens präsentiert.

Die Hindu-Urdu-Kontroverse führte
im 19. Jahrhundert zu einer starken

Polarisierung zwischen Hindus und
Muslimen und gilt als Beginn der Spal-
tung in zwei Nationen, die nach dem
Ende der Kolonialzeit zur Teilung in
Indien und Pakistan führte. Seit der
Unabhängigkeit 1947 ist Urdu die
Amtssprache in Pakistan. In Indien
gilt Urdu heute als eigene Sprache, ob-
wohl es sich grammatikalisch kaum von
Hindi unterscheidet und sich Hindi-
und Urdu-Sprecher mühelos verstän-
digen können.

Grosse Vorbehalte im Süden

In Indien wurden Hindi und Englisch
in der Verfassung von 1947 nach lan-
ger Debatte als gleichberechtigteAmts-
sprachen festgelegt. Der Status der bei-
den Sprachen sollte nach 15 Jahren er-
neut zur Debatte gestellt werden.Als es
1965 so weit war, gab es jedoch in Tamil
Nadu und anderen Teilen Südindiens
heftige Proteste gegen die Einführung
von Hindi als alleiniger Landessprache.
Angesichts des zum Teil gewaltsamen
Widerstands blieb es bei der geltenden
Regelung – bis heute.

Wie brisant die Sprachenfrage ist,
zeigte das Beispiel Pakistans 1971,
wo der Streit um Urdu ein Grund für
die Abspaltung von Bangladesh war.
Die Bevölkerung des damaligen Ost-
pakistans, die vorwiegend Bengali
sprach, fühlte sich benachteiligt von der
Urdu-sprachigen Elite im Westen. Die
bengalischen Nationalisten kritisier-
ten die Diskriminierung ihrer Sprache
und Kultur und sagten sich nach einem
blutigen Unabhängigkeitskrieg von
Pakistan los.

So weit dürfte es in Indien kaum
kommen, doch birgt der Sprachenstreit
auch politischen Zündstoff. Viele Spra-
chen wie Tamil, Bengali und Kannada
haben eine lange literarische Tradition,
weshalb die Personen, die diese spre-
chen, sie als mindestens gleichwertig
mit Hindi sehen. Sie empfinden es als
Provokation, wenn die Hindu-Natio-
nalisten Hindi mit Indien gleichsetzen,
da dies ihre eigene Sprachen abwertet.
Auch fürchten sie praktische Nachteile
gegenüber Hindi-Muttersprachlern,
sollte Hindi als alleinige Landessprache
eingeführt werden.

Modi und seine Partei sind sich der
Brisanz des Themas bewusst. «Die BJP
weiss, dass es negative Folgen haben
wird, wenn sie gewisse rote Linien
überschreitet», sagt der Forscher Amit
Ranjan. So versucht Modi, Ängste vor
einer Dominanz von Hindi zu entkräf-
ten, fördert aber zugleich mit Nach-
druck dieVerbreitung der Sprache. Seit
Modis Amtsantritt 2014 wird derWelt-

Hindi-Tag am 10. Januar gross began-
gen. Auch meidet Modi Englisch und
spricht vor der Uno, bei Staatsbesu-
chen und an internationalen Konferen-
zen konsequent Hindi.

FürModi, der aus einfachenVerhält-
nissen stammt, ist Englisch nicht nur die
Sprache der Kolonialherren, sondern
auch der etablierten Oberschicht. Eng-
lisch spricht er nur ungern. Seine Mut-
tersprache ist Gujarati, Hindi hat er
nach eigenerAuskunft alsTeeverkäufer
auf der Strasse gelernt. Für ihn ist der
Kampf gegen Englisch auch ein Kampf
gegen die in Oxford und Cambridge
ausgebildeten Eliten. Insofern hat der
Streit um Hindi und Englisch auch eine
soziale Dimension.

Über Bollywood-Filme verbreitet

Allerdings gilt Hindi vielen Angehöri-
gen der unteren Kasten selbst als Spra-
che der Oberschicht. Denn wegen der
Nähe zu Sanskrit sehen sie es als Spra-
che der Brahmanen – der obersten
Kaste, die in der BJP und anderen Par-
teien dominant ist. Gerade im südindi-
schen Tamil Nadu gibt es eine starke
Anti-Kasten-Bewegung, welche die
Dominanz der Brahmanen kritisiert.
Verbunden mit dem Stolz auf die tami-
lische Kultur erklärt dies die starke Ab-
lehnung von Hindi.

In Südindien sei die Furcht vor der
Dominanz des bevölkerungsreiche-
ren Nordens gross, sagt der Forscher
Amit Ranjan. Entsprechend habe es in
Tamil NaduWiderstand gegeben, als die
Regierung die Strassenschilder von Eng-
lisch auf Hindi geändert habe.Auch die
Einführung eines Medizinstudiums auf
Hindi führte zu Kritik. Die Regierung
wollte damit Studierenden den Zugang
erleichtern, die kein Englisch sprechen,
doch gab es gar nicht die nötige Fachlite-
ratur auf Hindi.

In den vergangenen Jahrzehnten
hätten zwar die Nord-Süd-Migration
und die Bollywood-Filme zur Verbrei-
tung von Hindi in Indien geführt, sagt
Ranjan. Selbst inAfghanistan verstehen
heute viele Leute wegen der Hindi-
Filme die Sprache.Aktiv sprechen kön-
nen sie aber die wenigsten – selbst in
Südindien, wo die Vorbehalte dagegen
gross bleiben. «Viele sind stolz auf die
eigene Sprache und lehnen es ab, Hindi
zu sprechen, ausAngst, ihre eigene Iden-
tität zu verlieren», sagt Ranjan.

Hindi breite sich aus ökonomischen
Gründen sowie durch Filme,Bücher und
andere Medien von alleine aus. «Sobald
aber die Politik versucht, es den Leuten
aufzuzwingen, wird sie auf Widerstand
stossen», sagt Ranjan.Dies erklärt auch,
warum die BJP in Tamil Nadu so sen-
sibel auf den Vorwurf von Rahul Gan-
dhi reagierte, eine Politik von «eine
Nation, eine Sprache» zu verfolgen.Auf
den Vorwurf angesprochen, versicherte
Modi, ihm sei «jede Sprache in diesem
Land heilig».

Um auch die Wähler in Südindien
zu erreichen, hat die BJP in den letz-
ten Jahren in den sozialen Netzwer-
ken ihre Präsenz auf Regionalsprachen
wie Tamil und Kannada ausgebaut. Bei
Wahlkampfauftritten bemüht sichModi,
jeweils ein paar Sätze in der jeweiligen
Regionalsprache zu sagen. So sprach er
sein Publikum in West Bengal auf Ben-
gali an, in Kerala auf Malayalam und in
Odisha auf Odia. InTamil Nadu verwies
er seine Zuhörer bei einer Kundgebung
zudem auf eine KI-App, die seine Rede
von Hindi auf Tamil übersetzte.

Dennoch bleibt die BJP eng verbun-
den mit Hindi: Es ist ihre bevorzugte
Sprache der Kommunikation, und ihre
zentralen Wahlkampfslogans sind auf
Hindi. Die Hochburgen der BJP liegen
im Hindi-Gürtel im Norden, während
sie im Süden marginal bleibt. Dass sich
bei den jetzigen Wahlen daran etwas
ändert, ist nicht zu erwarten. Die BJP
mag Hindi noch so oft als Sprache der
Einheit propagieren. Für ihre Gegner
bleibt die «Hindi, Hindu, Hindutva»-
Politik der BJP ein Angriff auf die kul-
turelleVielfalt Indiens und die föderale
Struktur des Staates.

Für rund 44 Prozent der Inder ist Hindi die Muttersprache, doch gibt es noch eine Vielzahl anderer Sprachen im Land. GETTY

Personen, die Tamil,
Bengali und Kannada
sprechen, empfinden es
als Provokation, wenn
die Hindu-Nationalisten
Hindi mit Indien
gleichsetzen.
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Kita-Gesetz wird für die Wirtschaft zum Bumerang
Ständeratskommission sucht neue Geldquellen und will die Arbeitgeber für die Krippen zahlen lassen

KATHARINA FONTANA

Vor drei Jahren schien finanzpolitisch
noch vieles möglich. Wenn nicht jetzt,
wann dann, sagte sich die Kita-Allianz
im Parlament. Sie startete 2021 einen
Anlauf, um die seit mehr als zwanzig
Jahren laufende befristete «Anstoss-
finanzierung» für Krippenplätze in eine
ständige Bundesaufgabe umzuwandeln.
Der Bund sollte definitiv zum Zahlvater
für Kinderkrippen gemacht werden.

Der Euphorie waren dabei keine
Grenzen gesetzt. Man ging geschickt
vor, nahm Einfluss auf die Anhörung
von Experten und schickte geneigte
Parlamentarierinnen in die zuständi-
gen Sachkommissionen. Mit Erfolg: Im
Frühling 2023 hiess eine breite Mitte-
links-Allianz im Nationalrat eine Sub-
ventionsvorlage gut, die man als mass-
los, ja als finanzpolitisch frivol bezeich-
nen kann.

Neue Geldquellen gesucht

Demnach soll der Bund für jedes Kind
ab der Geburt bis zum Ende der Pri-
marschule 20 Prozent der Kosten für
Krippe oder Tagesschule übernehmen.
Der Beitrag würde sich im ersten Jahr
auf rund 700 Millionen Franken belau-
fen, zwei Jahre später wären es bereits
840 Millionen, Tendenz weiter steigend.
Hinzu käme die Bürokratie: Die Kan-
tone müssten neue Strukturen und Pro-
zesse schaffen, um die Gelder an die
Eltern auszuzahlen und sie sich später
beim Bund rückerstatten zu lassen.

Doch seit letztem Jahr hat der Wind
gedreht. Der Bund muss sparen und sich
vordringlich um die Finanzierung seiner
Kernaufgaben kümmern. Die Schaffung
einer neuen gesamtschweizerischen
Krippen-Sozialleistung hat da keinen
Platz. Oder wenn man sie unbedingt
will, muss man sie anders finanzieren.

Die zuständige Ständeratskommis-
sion (WBK-S), die nach dem National-
rat am Zug ist, hat sich deshalb auf die
Suche nach anderen Geldquellen ge-
macht und ist dabei fündig geworden:
bei den Arbeitgebern. Geht es nach der
WBK-S, sollen sie einen «solidarischen
Beitrag zur Bekämpfung des Fachkräfte-
mangels» leisten, indem sie (und nicht
der Bund) die Krippenkosten massgeb-
lich mitfinanzieren.

Man kann darin eineArt Spitze gegen
dieArbeitgeber sehen.Denn der Schwei-
zerischeArbeitgeberverband ist seit Jah-
ren Feuer und Flamme für die staatliche

Finanzierung von Krippen und von Früh-
förderung.Es handle sich um eine Inves-
tition in die Zukunft, die Mütter könn-
ten mehr arbeiten, die Chancengerech-
tigkeit unter den Kindern werde ver-
bessert, wird geschwärmt. Wer so viel
Begeisterung zeigt, mag sich die Stände-
ratskommission gedacht haben, soll sich
das auch etwas kosten lassen.

Neue Zulage bis 500 Franken

Das Modell der Ständeratskommission
sieht keinen Bundesbeitrag, sondern
eine Betreuungszulage vor. Diese soll in
das bestehende Familienzulagengesetz
aufgenommen werden – zusätzlich zur
Kinderzulage, die mindestens 200 Fran-
ken monatlich beträgt. Das Geld soll
von den Familienausgleichskassen über
die Arbeitgeber direkt an die Eltern aus-
bezahlt werden.

Das Vorgehen, um zu einer Betreu-
ungszulage zu kommen, wäre einfach
und den Eltern von den Kinderzula-

gen bereits bekannt. Pro Tag, den ein
Kind in einer Krippe verbringt, erhal-
ten die Eltern mindestens 100 Franken,
bei einer Vollbetreuung sind das 500
Franken pro Monat. Die Betreuungszu-
lage soll ausgezahlt werden, bis das Kind
7 Jahre alt ist.

Die Lösung der WBK-S hat den
Vorteil, dass sie auf den Strukturen der
Familienzulagen aufbaut, deren Finan-
zierungskanal nutzt und damit einiger-
massen schlank ist – ungleich schlan-
ker als der Vorschlag des National-
rats. Das wird von fast allen Seiten an-
erkannt. Billig ist das Ganze aber nicht.
Die WBK-S rechnet damit, dass die Be-
treuungszulage im ersten Jahr nach ihrer
Einführung rund 640 Millionen Fran-
ken kosten würde. Bezahlt werden soll
sie von den Arbeitgebern, die bereits
heute über 6 Milliarden Franken jähr-
lich für die Familienzulagen leisten. Die
Kantone könnten aber auch eine pari-
tätische Finanzierung vorsehen oder die
Zulage selber ausrichten.

Die 640 Millionen sind allerdings
bloss das «Basismodell». Daneben gibt
es in der WBK-S zahlreiche Zusatz-
wünsche. Die einen wollen einen höhe-
ren Babytarif durchsetzen, was insge-
samt rund 720 Millionen Franken pro
Jahr kosten würden. Andere möchten
die Zulage ausrichten, bis das Kind 11
Jahre alt ist, was rund 940 Millionen
Franken entsprechen würde. Wieder
andere fordern, dass nicht nur Kollek-
tivbetreuungen, sondern auch private
Arrangements mit Nannys oder Nach-
barn unterstützt werden. Diese Lösung
würde sich auf 865 Millionen Franken
jährlich belaufen.

Sorgen im Parlament

Im März hat die Ständeratskommission
ihre Vorschläge in die Vernehmlassung
geschickt, die Frist für die Einreichung
der Stellungnahmen läuft noch bis Mitte
Juni. Wie sich die Arbeitgeber zur Be-
treuungszulage stellen, ist offen. Wegen

der Einführung der 13. AHV-Rente
müssen sie ohnehin mit höheren Bei-
trägen rechnen, und es ist ungewiss, wie
gross die Bereitschaft sein wird, sich zu-
sätzlich noch für die Kinderbetreuung
zu engagieren. Der Arbeitgeberverband
holt derzeit die Meinungen seiner Mit-
glieder ein.

Im Parlament ist die Sorge jeden-
falls gross, dass die Arbeitgeber aus der
Krippen-Allianz aussteigen könnten,
wenn am Ende sie allein die Kosten des
Sozialausbaus tragen müssten. So bean-
tragt eine Minderheit der WBK-S, dass
die Finanzierung aufgeteilt wird: Ein
Drittel der Kosten für die Betreuungs-
zulage soll der Bund übernehmen, was
nach dem «Basismodell» rund 212 Mil-
lionen Franken bedeuten würde. Die
Arbeitnehmer müssten 1/25 des Betrags
der Arbeitgeber tragen, was 216 Millio-
nen entsprechen und eine Anhebung der
Lohnbeiträge um 0,072 Prozentpunkte
erfordern würde. Den restlichen Betrag
von 164 Millionen müssten die Arbeit-
geber tragen. Das würde heissen, dass
auch Alleinstehende, Eltern mit älteren
Kindern oder traditionelle Familien den
Sozialausbau über Lohnbeiträge mit-
finanzieren müssten.

Nichts tun wäre gefährlich

Ein klares Nein der Wirtschaft zur Be-
treuungszulage ist kaum zu erwarten.
Dies auch deshalb, weil das Thema
wegen der sogenannten Kita-Initiative
der SP ohnehin aktuell bleibt. Das Be-
gehren ist derzeit beim Bundesrat hän-
gig. Es will die externe Kinderbetreuung
institutionalisieren und würde den Bund
mit zusätzlichen Milliardenkosten be-
lasten. Nichts zu tun, könnte gefährlich
sein, sagt man sich in Wirtschaftskreisen.

Die Kita-Debatte zeigt einmal mehr:
Übernimmt der Bund eine Aufgabe, und
sei dies auch nur befristet, so wird er sie
nicht mehr los. Es ist reihum anerkannt,
dass die familienexterne Kinderbetreu-
ung in der föderalistischen Schweiz zu
den Aufgaben der Kantone gehört und
den Bund nichts angeht. Doch im Par-
lament scheint der Wille, entsprechend
zu handeln, kaum noch vorhanden zu
sein. Das zeigt sich auch bei der «An-
stossfinanzierung»: Die immer wieder
verlängerte Finanzhilfe für Krippen
würde eigentlich Ende 2024 auslaufen.
Das aber wird nicht geschehen: In der
Sommersession dürfte bereits ein wei-
terer Kredit von 50 Millionen Franken
bewilligt werden.

Bis 500 Franken monatlich sollen Eltern erhalten, die ihr Kind in der Krippe betreuen lassen. MAURICE HAAS FÜR NZZ

Ansturm von ausländischen Studenten
macht der ETH Lausanne zu schaffen
Die Hochschule beantragt die Einführung einer Obergrenze

PHILIPP GOLLMER

Die ETH Lausanne (EPFL) kämpft mit
der wachsenden Zahl der Studieren-
den an ihrer Hochschule. Die Situation
ist laut der Hochschulleitung so proble-
matisch, dass die Qualität der Lehre in
Gefahr sei. Aus diesem Grund hat die
EPFL beim ETH-Rat eine Obergrenze
für Studierende mit einem ausländi-
schen Abschluss beantragt.

Wie der ETH-Rat in einer am Don-
nerstag veröffentlichten Mitteilung
schreibt, werde er nun eine Ämterkon-
sultation eröffnen sowie eine interneAn-
hörung im ETH-Bereich durchführen.
Ein definitiver Entscheid erfolge vor-
aussichtlich in der zweiten Jahreshälfte.

Über das Vorhaben, die Zahl der aus-
ländischen Studierenden zu beschrän-
ken,hatte die ETH Lausanne bereitsAn-
fang Jahr informiert. Damals schwebte
ihr eine Obergrenze von 3000 auslän-
dischen Studierenden ab 2025 vor. Alle
vier Jahre sollte eine Neubewertung der
Situation vorgenommen werden.

Nach einer internen Konsultation,
die bis Mitte März dauerte, sah sich die

Hochschulleitung in ihrem Vorhaben
nun bestärkt und gelangte damit an den
ETH-Rat. Das ETH-Gesetz sieht eine
Beschränkung der Zulassung von aus-
ländischen Studierenden durch den Rat
vor, wenn Kapazitätsprobleme dies er-
fordern. Diese Voraussetzung sieht die
Hochschulleitung als gegeben an.

90 Prozent aus Frankreich

Die Zahl der Studierenden an der EPFL
hat sich in den letzten zwölf Jahren mehr
als verdoppelt.Waren es 2010 noch 5283
Bachelor- und Masterstudierende, hiess
die Hochschule im vergangenen Jahr
10 894 Studierende willkommen. In die-
sem Zeitraum stieg die Zahl der Studie-
renden mit einem Schweizer Abschluss
um 28 Prozent, während die Zahl jener
mit ausländischem Abschluss um 233
Prozent zunahm. 90 Prozent davon kom-
men aus Frankreich.

Die Situation ist inzwischen so pro-
blematisch, dass die Qualität der Lehre
kaum mehr gewährleistet werden kann.
Die Hörsäle seien überfüllt, die Anzahl
der Studierenden pro Lehrkraft steige,

und die Arbeitsbelastung für die beglei-
tenden Dienste habe erheblich zuge-
nommen. Diese Realität sei kaum mit
den projektorientierten Veranstaltungen
und Kursen vereinbar, die ein integra-
ler Bestandteil der DNA der ETH Lau-
sanne ausmachten.

Personen – auch aus dem Ausland –
die im Besitz einer Schweizer Matura
sind, dürften auch in Zukunft ohne Ein-
schränkungen an der EPFL studieren.
Dasselbe würde für Personen gelten,
die ihr erstes Jahr wiederholen. Die bis
zur Erreichung der Obergrenze übrigen
Plätze möchte die Hochschule in abstei-
gender Reihenfolge ihrer Noten an Be-
werbende mit ausländischen Abschlüs-
sen vergeben.

Die Hochschule rechnet damit, dass
sich die Zahl der am Ende aufgenom-
menen Studierenden so um etwa 20 Pro-
zent reduzieren lasse. «Mit dieser vor-
läufigen Begrenzungsmassnahme wol-
len wir wieder zum Stand von 2020 zu-
rückkehren und so die Qualität der
Ausbildung und bestmögliche Studien-
bedingungen sicherstellen», sagte Pierre
Dillenbourg, Associate Vice President

für Bildung der ETH Lausanne, in einer
Mitteilung von Januar.

Auch in Zürich ein Thema

Auch der ETH Zürich bereitet das
Wachstum der Studierendenzahl Sor-
gen. Seit dem Jahr 2010 ist diese um 137
Prozent gestiegen. Das hat zur Folge,
dass auch hier die Anzahl der Studieren-
den pro Lehrkraft steige und die Quali-
tät des Studiums leide.

Erschwerend kommt für die Hoch-
schule hinzu, dass der Bundesrat Spar-
massnahmen an den Hochschulen
prüft. Die ETH Zürich erwägt des-
wegen mehrere Massnahmen, darunter
auch die Beschränkung der Studien-
plätze. Weiter kommen die Einstellung
einzelner Forschungsbereiche und Stu-
diengänge sowie ein Anstellungsstopp
infrage. Diese anlässlich der Jahres-
bilanz der ETH Zürich Mitte April
präsentierten Pläne sind jedoch noch
nicht konkret. Eine Beschränkung der
Studienplätze ist laut Joël Mesot, Prä-
sident der ETH Zürich, lediglich eine
«Ultima Ratio».

«Meinen Weg gehen
mit Neugier, Interesse
und klarem Ziel – das
ist Selbstbestimmung
für mich.»

Annick Grosjean
Kundendienst-
mitarbeiterin
Einzelversicherung

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.


